
Vorfahrt für Kommunen 

Hessische Kommunen, Verbände, MandatsträgerInnen und BürgerInnen zur 
Situation der Kommunalfinanzen  
 
Eine der Stärken der Bundesrepublik Deutschland ist ihr föderativer Aufbau, der den kommunalen 
Gebietskörperschaften bisher ein hohes Maß an eigenverantwortlichen Gestaltungsfreiheiten gibt. 
Es muss Schluss damit sein, dass die Bürgerinnen und Bürger in den Kommunen für 
Entscheidungen in Berlin und Wiesbaden zur Kasse gebeten werden. Wir brauchen 
handlungsfähige Städte, Gemeinden und Landkreise. Sie stellen Kitas und Schulen zur Verfügung, 
sie betreiben Bibliotheken, sie reparieren Straßen, machen sauber und entsorgen den Müll. Die 
Kommunen sorgen dafür, dass das öffentliche Leben – dass der Staat – funktioniert. Sie sind die 
Wurzel der Demokratie.  
 
Doch mit tiefer Sorge stellen wir, als MandatsträgerInnen in den hessischen Gemeinden, Städten 
und Landkreisen, als Mitglieder der Personalvertretungen der öffentlichen Verwaltungen und 
Betriebe oder als BürgerInnen fest, dass die finanziellen Grundlagen für die Handlungsfähigkeit der 
Gebietskörperschaften ernsthaft bedroht sind. Mit dem ernsten Willen, dieser Entwicklung nicht 
tatenlos zuzuschauen, erklären wir:  
 
Die jüngsten Erklärungen der kommunalen Spitzenverbände beschreiben die fiskalischen Ursachen 
und Auswirkungen. So spitzt sich das schon seit Jahren bestehende strukturelle Finanzproblem 
vieler Gemeinden, Städte und Landkreise zur Zeit dramatisch zu. Rekorddefizite in zweistelliger 
Milliardenhöhe, eine explodierende Verschuldung durch kurzfristige Kredite, der stärkste 
Steuerrückgang seit Jahrzehnten und steigende Sozialausgaben kennzeichnen die Situation.  
 
Unser Land braucht handlungsfähige Städte, Gemeinden und Landkreise. Gerade in der Krise darf 
das Vertrauen der Menschen in die zahlreichen kommunalen Leistungen nicht erschüttert werden. 
Wir wollen, dass kommunale Dienstleistungen in guter Qualität gesichert werden können. Hierzu 
gehören beispielsweise eine verbesserte Kinderbetreuung und der Ausbau der Angebote für die 
frühkindliche Erziehung, die bessere Vereinbarkeit von Familie und Beruf, ein attraktiver öffentlicher 
Nahverkehr, die ökologische Erneuerung der öffentlichen Infrastruktur und Energieversorgung, 
soziale und kulturelle Leistungen und vieles mehr. 
 
Diese Leistungen für die Bürgerinnen und Bürger können aber für die Zukunft nur gesichert und 
verbessert werden, wenn Bund und Länder gemeinsam die Grundlagen dafür schaffen. Dafür 
brauchen wir einen Paradigmenwechsel in der Steuer- und Finanzpolitik, die die chronische 
Unterfinanzierung der per Gesetz beschlossenen kommunalen Pflichtaufgaben beendet und die 
eigenverantwortlichen Gestaltungsspielräume der Kommunen erhöht. Der Staat muss raus aus 
seiner Rolle des hoffnungslosen Schuldenmachers. Hierzu braucht er einen angemessenen Anteil 
am Bruttosozialprodukt für die Finanzierung der öffentlichen Daseinsvorsorge.  
 
Das muss der Maßstab für diese und jede künftige Bundes- bzw. Landesregierung werden und ist 
nicht mehr als die Erfüllung des Gebots von Artikel 28 Grundgesetz und Artikel 137 der Hessischen 
Verfassung.  
 
Das Plädoyer für weitere Steuersenkungen und die Absicht der Hessischen Landesregierung, eine 
Streichung von rund 400 Millionen Euro aus dem kommunalen Finanzausgleich zu Lasten der 
Kommunen vorzunehmen, sind kontraproduktiv. Es droht eine deflationäre Entwicklung in der 
Bundesrepublik Deutschland aufgrund von Auftragsrückgängen für die heimische Wirtschaft, des 
weiteren Abbaus von Arbeitsplätzen und durch den weiteren Ausbau prekärer Beschäftigung. Die 
im Hessischen Innenministerium erarbeiteten »Leitlinien zur Konsolidierung der kommunalen 
Haushalte« können von uns nicht unwidersprochen hingenommen werden.  
 
Wir brauchen ein parteiübergreifendes und breites gesellschaftliches Bündnis zu Sicherung der 
öffentlichen Daseinsvorsorge. Hierfür werden wir in unseren Gebietskörperschaften eine breite 
Debatte initiieren und mit allen demokratischen Mitteln dafür kämpfen, dass Leben in unseren 
Gemeinden, Städten und Landkreisen lebenswert bleibt.  
 
Wiesbaden, den 23 Juni 2010 
 

 


